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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952 

geändert wird; 

Aussendung zur Begutachtung 

Wien, am 

1988 02 19 

Sachbearbeiter/Klappe 

Dr. zauner/6646 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft beehrt 

sich, in der Anlage den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952 geändert wird, in 

25 Ausfertigungen mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme zu über­

mitteln. Der Entwurf wurde mit Fris~l~~~dem allge­

meinen Begutachtungsverfahren zugeführt. 

Für den Bundesminister: 

Dr. W 0 h a n k a 

Für die Richtigkeit 

Bitte führen Sie unsere Geschäftszahlln Ihrer Antwort an I 

Fernschreiber: 111145 und 111780 - OVA: 0000183 - Bankverbindung : PSK 5060007 
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S~TWURF 

16.2. 1 9 8 8 

Bundesgesetz vom •••••••••.•.•••• , mit dem das Lebensmittelbe-

wirtschaftungsgesetz 1952 geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Ar~ikel I 

(Verfassungsbestimmung) 

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie 

im Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952, BGB1.Nr.183, in der 

Fassung der Bundesgesetze BGB1.Nr.250/1956, 78/1963, 411/1970, 

810/1974, 298/1976, 268/1978, 285/1980 und 262/1984 sowie des 

Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes enthalten sind, sowie 

die Vollziehung dieser Vorschriften sind bis zum Ablauf des 

30.Juni 1992 auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich 

derer das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 

etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregelten 

Angelegenheiten können unmittelbar von Bundesbehörden versehen 

werden. 

(2) Die Erlassung von Verordnungen des Bundesministers für 

Land- und Forstwirtschaft auf Grund des Art. II bedarf, soweit 

derartige Verordnungen nicht ausschließlich die gänzliche oder 

teilweise Aufhebung von Lenkungsmaßnahmen zum Gegenstand haben, 

der Zustimmung des Hauptausschusses des Nationalrates [des 

ständigen Unterausschusses des Nationalrate€[. 

(3) Bei Gefahr im Verzug sind Verordnungen des Bundesmini­

sters für Lann- und Forstwirtschaft auf Grund des Art. II 

gleichzeitig mit dem Antrag auf Erteilung der Zustimmung des 

Hauptausschusses des Nationalrates ~es ständigen Unteraus­

schusses des Nationalrate~ zu erlassen. Verordnungen, deren 
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Erlassung die Zustimmung des Hauptausschusses ~es ständigen 
..., 

Unterausschusse~ nicht vorangegangen ist, sind unverzüglich 

aufzuheben, wenn der Hauptausschuß (jer ständige unterausschuJ[] 

ihrer Erlassung nicht oder nicht innerhalb der dem Einlangen 

des Antrages folgenden Woche zustimmt. 

(4) Beschlüsse des -:.,.pc'ausschusse:s des Nationalrates (Sies 

ständigen Unterausschusses des Naticinalrate~, mit denen die in 

den Abs.2 und 3 erwähnte zustimmung erteilt wird, können nur in 

Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder und mit 

einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gefaßt 

werden. 

(5) Dieser Artikel tritt mit 1.Juli 1988 in Kraft. 

(6) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesre­

gierung betraut. 

Artikel II 

Das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952, BGBl.Nr.183, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB1.Nr.262/l984, wird 

wie folgt geändert: 

1. Die S§ 1 und 2 lauten: 

-S 1. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

kann durch Verordnung für die in Abs.3 genannten Waren im Falle 

einer unmittelbar drohenden Störung der Versorgung oder zur 

Behebung einer bereits eingetretenen Störung unbedingt erfor­

derliche Lenkungsmaßnahmen anordnen, sofern diese Störungen 

1. keine saisonale Verknappungserscheinung darstellen und 

2. durch marktkonforme Maßnahmen nicht, nicht rechtzeitig 

oder nur mit unverhältnismäßigen Mitteln abgewendet 

oder behoben werden können. 
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(2)Lenkungsmaßnahmen gemäß § 2 haben zum Ziel, eine unge­

störte Erzeugung und Verteilung von Waren aufrecht zu erhalten 

oder wieder herzustellen, um die gesamte Bevölkerung und son­

stige Bedarfsträger, einschließlich jener der militärischen 

Landesverteidigung, ausreichend zu versorgen. Hiebei ist sowohl 

auf die gesamtwirtschaftlich zWE~kmlßigs~~ Nutzung der Waren 

als auch auf bestehende völkerrechtliche Ve~pf~ichtungen Be­

dacht zu nehmen. 

(3) Für folgende Waren können Lenkungsmaßnahmen ergriffen 

werden: 

1. Lebensmittel, 

2. landwirtschaftliche Erzeugnisse und Tiere, die für die 

Gewinnung von Lebensmitteln geeignet sind, 

3. Düngemittel, 

4. Pflanzenschutzmittel, 

5. Futtermittel und 

6. Saat- und pflanzgut. 

(4) Waren, die für Zwecke der militärischen Landesverteidi­

gung vorrätig gehalten werden, dürfen diesen Zwecken nicht ent­

zogen werden. 

(5) Waren, die aus dem Ausland durch karitative Hilfsak­

tionen eingeführt und dem karitativen Zweck zugeführt werden, 

unterliegen nicht der Bewirtschaftung auf Grund dieses Bundes­

gesetzes. 

§ 2. 

1. 

Lenkungsmaßnahmen sind 

Gebote, Verbote und die Anordnung von Bewilligungs­

pflichten hinsichtlich der Produktion, des Trans­

portes, der Lagerung, der Verteilung, der Abgabe, des 

Bezuges, der Ei~- und Ausfuhr sowie der Verwendung von 

Waren; 
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2. Anweisungen an Besitzer oder andere Verfügungsberech­

tigte von Transport-, Lager- und Verteilungsein­

richtungen für gemäß Z 1 gelenkte Waren; 

3. das Verbot des gewerblichen Verkaufes der gemäß Z 1 

gelenkten Waren mit Ausnahme von leichtverderblichen 

Lebensmitteln des täglichen Bedarfes auf die Dauer von 

bis zu 48 Stunden. In diese Frist sind Zeit~äume, die 

auf einen Sonntag oder gesetzlichen Feiertag fallen, 

nicht einzurechnen.-

2. Die §§ 5 und 6 lauten: 

-§ 5. (1) Verordnungen nach diesem Bundesgesetz sind im 

-Amtsblatt zur Wiener Zeitung- kundzumachen und treten mit Be-

ginn des Tages der Kundmachung in Kraft, sofern nicht ein 

späterer Zeitpunkt für das Inkrafttreten bestimmt wird. Ist 

eine Kundmachung im -Amtsblatt zur Wiener Zeitung- nicht oder 

nicht zeitgerecht mHglich, ist die Verordnung in anderer geeig­

neter Weise - insbesondere durch Rundfunk oder sonstige aku­

stische Mittel oder VerHffentlichung in einem oder mehreren 

periodischen Medienwerken, die Anzeigen veröffentlichen, insbe­

sondere in Tageszeitungen - kundzumachen. 

(2) Unbeschadet Abs.l hat der österreichische Rundfunk Ver­

ordnungen nach diesem Bundesgesetz samt allenfalls notwendigen 

Erläuterungen auf Verlangen der zuständigen Behörde im gesamten 

Bundesgebiet oder Teilen desselben in der von ihr vorgegebenen 

Fassung unverzüglich und kostenlos zu verlautbaren. 

(3) Unbeschadet Abs.l haben periodische Medienwerke, die 

Anzeigen veröffentlichen, Verordnungen nach diesem Bundesgesetz 

samt allenfalls notwendigen Erläuterungen auf Verlangen der 

zuständigen Behörde in der von ihr vorgegebenen Fassung nach 

Maßgabe der technischen MögliChkeiten umgehend in der gesamten 
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oder der von der Behörde gewünschten Ausgabe gegen nachträg­

liche Vergütung des üblichen Einschaltungsentgeltes zu veröf­

fentlichen. 

(4) Bei Maßnahmen gemäß § 4 hat der Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft das Einvernehmen mit dem Bundesmini­

ster für Finanzen herzustellen. 

§ 6. (1) Zur Begutachtung von Verordnungen, zur Beratung 

und Empfehlung von anderen Vollzugsmaßnahmen sowie zur Beratung 

in Fragen der vorbeugenden Versorgungssicherung für die im § 1 

Abs.3 genannten Waren hat sich 

1. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft eines 

Bundes-Lebensmittelbewirtschaftungsausschusses und 

2. der jeweilige Landeshauptmann eines Landes-Lebens­

mittelbewirtschaftungsausschusses 

zu bedienen. 

(2) Dem Bundes-Lebensmittelbewirtschaftungsausschuß haben 

als Mitglieder anzugehören: 

1. je zwei Vertreter des Bundeskanzlers und des Bundesmi­

nisters für Land- und Forstwirtschaft sowie je ein 

Vertreter der Bundesminister für auswärtige Angelegen­

heiten, für wirtschaftliche Angelegenheiten, für Ar­

beit und Soziales, für Finanzen, für Inneres, für Lan­

desverteidigung und für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr, 

2. je zwei Vertreter der Präsidentenkonferenz der Land­

wirtschaftskammern österreichs, des österreichischen 

Arbeiterkammertages, der Bundeskammer der gewerblichen 

Wirtschaft und des österreichischen Gewerkschaftsbun­

des, 
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3. je ein Vertreter jedes Bundeslandes. 

(3) Dem Landes-Lebensmittelbewirtschaftungsausschuß haben 

als Mitglieder jedenfalls anzugehören: 

1. je ein Vertreter der Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft, für wirtschaftliche Angelegenheiten, 

für Inneres und für Landesverteidigung, 

2. je ein Vertreter der Landwirtschaftskammer, der Kammer 

für Arbeiter und Angestellte, der Kammer der gewerb­

lichen Wirtschaft sowie des österreichischen Gewerk­

schaftsbundes in dem jeweiligen Land. 

(4) Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. 

Die Vertreter des Bundeskanzlers und deren Ersatzmitglieder 

sind durch den Bundeskanzler, die Vertreter der Bundesminister 

und deren Ersatzmitglieder sind jeweils durch den entsendenden 

Bundesminister zu bestellen und zu entlassen. Die im Abs.2 Z 2 

und Abs.3 ,Z 2 genannten Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind von 

der jeweils entsendenden Interessenvertretung, die im Abs.2 Z 3 

genannten Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind durch den zustän­

digen Landeshauptmann namhaft zu machen. Die Mitglieder (Er­

satzmitglieder) nach Abs.2 Z 2 und Z 3 sind vom Bundesminister 

für Land- und Forstwirtschaft und jene nach Abs.3 Z 2 vom je­

weiligen Landeshauptmann zu bestellen und zu entlassen. Die 

Mitglieder (Ersatzmitglieder) gemäß Abs.2 und 3 üben ihre 

Funktion ehrenamtlich aus. 

(5) Die im Abs.2 Z 2 und Abs.3 Z 2 genannten Mitglieder 

(Ersatzmitglieder) haben Anspruch auf Ersatz der ihnen au\ 

ihrer Tätigkeit im jeweiligen Ausschuß erwachsenden Baraus­

lagen. 

(6) AUßer den in den Abs.2 und 3 genannten Mitgliedern (Er­

satzmitgliedern) können mit Zustimmung des Vorsitzenden weitere 

Personen als Sachverständige an den Sitzungen des jeweiligen 

Ausschusses teilnehmen.-
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3. Nach S 6 wird folgender S 6a eingefügt: 

RS 6a. (1) Den Vorsitz führt 

1. im Bundes-Lebensmittelbewirtschaftungsausschuß der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft und 

2. im jeweiligen Landes-Lebensmittelbewirtschaftungsaus­

schuß der zuständige Landeshauptmann. 

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft bzw. der Lan­

deshauptmann können sich dabei durch einen Beamten des Bundes­

ministeriums für Land- und Forstwirtschaft bzw. des Amtes der 

Landesregierung vertreten lassen. 

(2) Die Ausschüsse nach S 6 Abs.2 und 3 haben ihre Ge­

schäftsordnung mit einfacher Mehrheit zu beschließen. Die Ge­

schäftsordnung hat die Tätigkeit des jeweiligen Ausschusses 

möglichst zweckmäßig zu regeln und vorzusehen, daß die Be­

sChlußfähigkeit nach ordnungsgemäßer Ladung der Mitglieder 

unter Bekanntgabe der Tagesordnung gegeben ist, weAn mindestens 

zwei Drittel der Mitglieder (Ersatzmitglieder) anwesend sind. 

Sollte jedoch zu Beginn der Sitzung die erforderliche Anzahl 

der Mitglieder (Ersatzmitglieder) nicht anwesend sein, so hat 

der jeweilige Ausschuß eine Stunde nach dem in der Einladung 

genannten Termin neuerlich zusammenzutreten und die Tagesord­

nung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder (Er­

satzmitglieder) zu behandeln. 

(3) Die Geschäftsordnung hat weiters vorzusehen, daß in 

jenen Fällen, in denen sich die anwesenden Mitglieder (Ersatz­

mitglieder) nicht auf eine einheitliche Stellungnahme einigen, 

die Stellungnahmen aller anwesenden Mitglieder (Ersatzmit­

glieder) im Sitzungsprotokoll wiederzugeben sind. 

(4) Die Geschäftsordnung des Bundes-Lebensmittelbewirt­

schaftungsausschusses bedarf der zustimmung des Bundesministers 

für Land- und Forstwirtschaft und die Geschäftsordnung des je-
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weiligen Landes-Lebensmittelbewirtschaftungsausschusses der Zu­

stimmung des Landeshauptmannes. Die Genehmigung ist zu er­

teilen, wenn die Geschäftsordnung den Voraussetzungen der Abs.2 

und 3 entspricht. 

4. Die SS 8 und 9 lauten: 

ws 8. (1) Jedermann ist verpflichtet, den mit der Lenkung 

befaßten Behörden auf Verlangen jene Nachweise zu erbringen und 

jene Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung der Lenkungs­

maßnahmen erforderlich sind, und nach Maßgabe der zu erlassen­

den Vorschriften bei der Durchführung der Lenkungsvorschriften 

mitzuwirken. 

(2) Die Inhaber von Betrieben, die die nach diesem Bundes­

gesetz bewirtschafteten Waren erzeugen, be- und verarbeiten, 

verbrauchen, lagern, für sich oder andere verwahren oder damit 

handeln, sind überdies verpflichtet, Meldungen über den Bedarf, 

die Erzeugung, Bearbeitung, Verarbeitung, den Verbrauch, den 

Zu- und Abgang und den Lagerbestand von bewirtschafteten Waren 

zu erstatten sowie die für die Vollziehung dieses Bundesge­

setzes notwendigen Auskünfte über Betriebsverhältnisse zu er­

teilen. 

(3) Die mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes befaßten 

Behörden und Stellen können durch gehörig legitimierte Organe 

die gemäß Abs.2 zu erteilenden Meldungen und Auskünfte überprü­

fen lassen und, sofern die Meldepflichtigen die Meldungen trotz 

ausdrücklicher Aufforderung nicht rechtzeitig abgegeben haben, 

diese an Ort und Stelle auf Kosten des Meldepflichtigen erstel­

len lassen. 

(4) Diesen Organen ist jederzeit Zutritt zu den Betriebs­

stätten und Lagerräumen und die Einsichtnahme in jene Betriebs­

bereiche und Aufzeichnungen zu gewähren, deren Kenntnis für die 

Durchführung der Lenkungsmaßnahmen unbedingt erforderlich ist. 
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Den Organen ist jede für die Uberprüfung erforderliche Auskunft 

zu erteilen. 

kann 

§ 9. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

1. sofern eine Störung der Versorgung nur Teile des Bun­

desgebietes bedroht oder betrifft und eine solche Stö­

rung dadurch besser abgewendet oder behoben werden 

kann, die Landeshauptmänner jener Länder, in denen die 

von dieser Störung der Versorgung bedrohten oder be­

troffenen Teile des Bundesgebietes liegen, oder 

2. wenn auf Grund der Art und des Umfanges der unmittel­

bar drohenden oder bereits eingetretenen Störung der 

Versorgung die bei der Anordnung von Lenkungsmaßnahmen 

zu berücksichtigenden Umstände in Teilen des Bundesge­

bietes verschieden sind oder dies sonst im Interesse 

der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kosten­

ersparnis gelegen ist, die Landeshauptmänner 

durch Verordnung beauftragen, die ihm auf Grund dieses Bundes­

gesetzes zustehenden Befugnisse in ihrer Gesamtheit, einzeln 

oder in Verbindung miteinander in seinem Namen auszuüben. 

(2) Vor Erlassung oder Aufhebung von Verordnungen hat 

1. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft den 

Bundes-Lebensmittelbewirtschaftungsausschuß (§ 6 

Abs.2), 

2. der Landeshauptmann den Landes-Lebensmittelbewirt-

schaftungsausschuß (§ 6 Abs.3) 

zu hören. Die Anhörung des zuständigen Ausschusses hat bei Ge­

fahr im Verzug zu entfallen. Er ist jedoch nachträglich unver­

züglich mit der Angelegenheit zu befassen. 
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(3) Die Durchführung von Verordnungen und die Kontrolle 

ihrer Einhaltung obliegt den Behörden der allgemeinen staat­

lichen Verwaltung sowie den Gemeinden im übertragenen Wirkungs­

bereich. Wenn es im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, 

Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist, kann zur Durchfüh­

rung von Maßnahmen auf Grund dieses Bundesgesetzes hinsichtlich 

d e 1: 'i.:~ § 1 des M a r k tor d nun g s ge set z e s 198 5, B G B 1. N r • 2 1 0, i n der 

jewL~ls geltenden Fassung genannten Waren der Milchwirtschafts­

fonds, hinsichtlich der im § 26 des Marktordnungsgesetzes 1985 

in der jeweils geltenden Fassung genannten Waren der Getreide­

wirtschaftsfonds und hinsichtlich der im § 1 des Viehwirt­

schaftsgesetzes 1983, BGBl.~r.621, in der jeweils geltenden 

Fassung genannten Waren die Kommission gemäß § 2 Abs.2 des 

Viehwirtschaftsgesetzes 1983 in der jeweils geltenden Fassung 

herangezogen werden. 

(4) Im Falle des Abs.3 unterstehen die dort genannten Fonds 

sowie die Kommission dem Weisungs- und Aufsichtsrecht des Bun-

desministers für Land- und Forstwirtschaft.-

5. § 10 Abs.3 lautet: 

-(3) Die Einhebung und Eintreibung der Kostenbeiträge nach 

Abs.2 hat nach den entsprechenden Bestimmungen betreffend die 

Verwaltungskostenbeiträge im Abschnitt C des Marktordnungsge­

setzes 1985 in der jeweils geltenden Fassung zu erfolgen.-

6. § 11 lautet: 

W§ 11. (1) Ubertretungen der Bestimmungen dieses Bundesge­

setzes sowie Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund dieses Bun­

desgesetzes ergangenen Lenkungsmaßnahmen werden, sofern nicht 

ein gerichtlich zu ahndender Tatbestand vorliegt, von der Be­

zirksverwaltungsbehörde als Verwaltungsübertretung mit Geld­

strafe bis zu I Million Schilling bestraft, auch wenn es beim 

Versuch geblieben ist. 
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(2) Bei der Bemessung der Strafe ist die verursachte Beein­

trächtigung der Sicherung der Versorgung zu berücksichtigen. Im 

Falle der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe ist eine Ersatz­

freiheitsstrafe bis zu drei Monaten zu verhängen. 

(3) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß Abs.l können die den 

Gegenstand (,0" strafbaren Handlung bildenden Sachen für ver­

fallen e[~l~rt werden. Der Wert der für verfallen erklärten 

Sachen darf jedoch nicht höher sein als die verhängte Geld­

strafe. 

(4) Verletzungen der Veröffentlichungspflicht 

1. nach S 5 Abs.2 sind gemäß den SS 27 bis 29 des Rund­

funkgesetzes, BGBl. Nr.379/1984, in der jeweils gel­

tenden Fassung, 

2. nach S 5 Abs.3 sind gemäß S 46 Abs.4 des Medienge­

setzes, BGBl. Nr.314/1981, in der jeweils geltenden 

Fassung 

zu ahnden. w 

7. S 13 lautet: 

ws 13. (1) Die Mitglieder des Bundes-Lebensmittelbewirt­

schaftungsausschusses und der Landes-Lebensmittelbewirtschaf­

tungsausschüsse sowie deren Ersatzmitglieder und Sachverstän­

dige dürfen Tatsachen sowie Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, 

die ihnen ausschließlich in dieser Eigenschaft anvertraut wor­

den oder zugänglich geworden sind, während der Dauer ihrer Be­

stellung und auch nach ihrer Entlassung nicht offenbaren oder 

verwerten, wenn dies im Interesse einer Gebietskörperschaft 

oder der Parteien geboten ist. 

(2) Soweit die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit 

strengerer Strafe bedroht ist, gilt die Strafbestimmung des 

S 122 des Strafgesetzbuches, BGBl.Nr.60/1974, auch für die 

Verletzung der im Abs.l bestimmten Verschwiegenheitspflicht. w 
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8. Nach S 13 wird folgender S 14 angefügt: 

-S 14. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 30.Juni 

1992 außer Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

1. hinsichtJ~c~ von Lenkungsmaßnahmen für Düngemittel und 

Pflanzensch~t~mittel und hinsichtlich der Vollziehung 

des S 2 Z 3 der Bundesminister für Land- und ~orst­

wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 

wirtschaftliche Angelegenheiten, 

2. hinsichtlich des S 4 der Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

für Finanzen, 

3. hinsichtlich des S 6 Abs.2 Z 1 der Bundeskanzler bzw. 

nach Maßgabe ihrer zuständigkeit die dort genannten 

Bundesminister, 

4. hinsichtlich des § 6 Abs.3 Z 1 nach Maßgabe ihrer Zu­

ständigkeit die Bundesminister für Land- und Forst­

wirtschaft, für wirtschaftliche Angelegenheiten, für 

Inneres und für Landesverteidigung, 

5. hinsichtlich des S 10 Abs.l nach Maßgabe ihrer zustän­

digkeit die Bundesregierung bzw. der Bundesminister 

für Finanzen bzw. der Bundesminister für Justiz im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, 

6. hinsichtlich des S 11 Abs.4 Z 1 die nach § 34 des 

Rundfunkgesetzes zuständigen Bundesminister, 

7. hinsichtlich der SS 11 Abs.4 Z 2 und 12 der Bundes-

minister für Inneres, 

8. hinsichtlich des S 13 Abs.2 der Bundesminister für 

Justiz und 

9. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesmini­

ste.r für Land- und Forstwirtschaft.-
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Artikel 111 

(1) Art. 11 dieses Bundesgesetz tritt mit l.Juli 1988 in 

Kraft. 

(2) Die Vollziehung des Art. 11 dieses Bundesgesetzes rich­

tet sich nach § 14 Ahs.~ des Lebensmittelbewirtschaftungsge­

set z es 195 2, i n der Fa 5 s l,. 1 ~ des Art. I I des vor 1 i e gen den B u n­

desgesetzes. 
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Vor b 1 a t t 

Problem: 

Das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz läuft - wie die 

übrigen sogenannten Wirtschaftsgesetze - am 30.Juni 1988 aus. 

Die Wirtschaftslenkungsgesetze Lebensmittelbewirtschaftungs-, 

Versorgungssicheru~~ .,. U!id EnerJielenkungsgesetz weisen zum 

Teil erhebliche Abweichungen vonEinander in Belangen auf, die 

im Krisenfall zu Rechtsunsicherheit und Ineffizienz führen wür­

den. Änderungen in anderen ReChtsvorschriften, die auf das 

Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz Rückwirkungen haben. 

Z i e 1 : 

Weitergeltung des Gesetzes. Angleichung des o.a. Gesetze in 

einigen Bereichen. Anpassung an geänderte Rechtsvorschriften. 

Inhalt: 

Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes. Vornahme jener 

Änderungen im Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz, die notwendig 

sind, um die gewünschte Angleichung von Lebensmittelbewirt­

schaftungs-, Versorgungssicherungs- und Energielenkungsgesetz 

zu erreichen. Anpassung an die letzte Novelle zum Bundesmi­

nisteriengesetz und an die Wiederverlautbarung des Marktord­

nungsgesetzes. 

Alternative: 

Lediglich eine Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes 

und Anpassung an geänderte Rechtsvorschriften. 
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Kosten: 

Voraussichtlich geringfügige Kosten wegen Schaffung von 

Lebensmittelbewirtschaftungsausschüssen (Anspruch auf Ersatz 

von Barauslagen für bestimmte Mitglieder); genaues Ausmaß 

jedoch derzeit nicht abschätzbar. 
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E r 1 ä u t e run gen 

~llgemeiner Teil: 

Zu den mit 30.Juni 1988 zur Verlängerung anstehenden Wirt­

schaftsgesetzen gehören auch die Wirtschaftslenkungsgesetze 

(Lebensmittelbewirtschaftungs-, Versorgungssicherungs- und 

Energielenkungsgesetz). 

Diese Gesetze regeln - wie zum Teil schon aus ihren Titeln 

hervorgeht - die Bewirtschaftung von verschiedenen Warengruppen 

und Energieträgern. ~lle drei Gesetze haben das Ziel, den ge­

setzlichen Rahmen zur Bewältigung von aUßerordentlichen Krisen­

fällen abzugeben. 

Diese Gesetze haben gemeinsam, daß sie erst durch die Er­

lassung entsprechender Verordnungen aktiviert werden müssen. 

Entsprechend dem ~uftrag des Landesverteidigungsplanes sind 

u.a. zur Bewältigung von Krisensituationen die entsprechenden 

Planungen und Maßnahmen (Lenkung und Bewirtschaftung) vorzu­

nehmen. 

Die letzte Tagung des Arbeitsausschusses -Wirtschaftliche 

Landesverteidigung- im Jahr 1986 hat sich mit dieser Proble­

matik beschäftigt und dabei wurde festgestellt, daß eine Reihe 

von Bestimmungen dieser drei Wirtschaftslenkungsgesetze auch in 

solchen Belangen zum Teil erheblich voneinander abweichen, in 

denen eine sachliche Notwendigkeit hiefür nicht gegeben ist. 

Diese vorhandenen Abweichungen sind in der historischen Ent­

wicklung dieser Gesetze begründet. Im Krisenfall könnte das da­

zu führen, daß derselbe Betrieb - so er mit verschiedenen 

Warengruppen arbeitet und unter mehr als ein Gesetz fällt - in 

der gleichen Angelegenheit (z.B. Lagerbestandsmeldungen) ver­

schiedene Bestimmungen zu beachten hätte und daß die vollzugs­

behörde in den gleichen Lenkungsangelegenheiten unterschiedlich 
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vorgehen müßte. Das würde für Wirtschaft und Behörde gleicher­

maßen Rechtsverunsicherung und Ineffizienz bewirken, in einer 

Situation, die ohnehin aus anderen Gründen schon angespannt 

genug ist. 

Eine im Rahmen der wirtschaftliGhen Landesverteidigung im 

Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten einge­

richtete Projektgruppe - der Vertreter aller betroffenen Mi­

nisterien, der Landesregierungen und der Interessensvertre­

tungen angehören - hat sich deshalb mit Fragen der möglichen 

Vereinheitlichung dieser drei Gesetze befaßt. 

Das Ergebnis dieser Beratungen hat nunmehr in den Novellen­

entwürfen zu diesen drei Gesetzen seinen Niederschlag gefunden. 

Uber die Vereinheitlichung bestehender Bestimmungen hinaus 

hat die Projektgruppe auch Vorschläge für zusätzliche Rege­

lungen, die einheitlich in ailen drei Gesetzen vorgenommen wer­

den sollten, ausgearbeitet. Diese Vorschläge sind ebenfalls in 

den ausgesendeten Entwürfen enthalten. Vor allem die Verpflich­

tung der Medien und des ORF, Verordnungen nach diesen Bundesge­

setzen in der von der zuständigen Behörde vorgegebenen Fassung 

zu veröffentlichen bzw. zu verlautbaren, ist eine solche über 

den bisherigen Regelungsinhalt der Wirtschaftslenkungsgesetze 

hinausgehende Bestimmung. Sie ergab sich aus den negativen Er­

fahrungen der Information der Bevölkerung im Zusammenhang mit 

dem Reaktorunfall von Tschernobyl. 

Im Novellenentwurf zum Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 

sind von den Vereinheitlichungsbestrebungen folgende Be­

stimmungen betroffen: Art.I, Art.II Z I (hinsichtlich § I Abs.l 

und 2, § 2 Z I und 2), 2, 3, 4 (hinsichtlich § 8 Abs.2 bis 4 

und § 9 Abs.l und 2), 6 und 7. 

Die hier genannten Bestimmungen sollen sinnvollerweise nur 

dann in der vorgeschlagenen Form geändert werden, wenn auch die 

entsprechenden Bestimmungen in den Novellen zum Versorgungs-

102/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)18 von 39

www.parlament.gv.at



3 -

sicherungs- und zum Energielenkungsgesetz vom Nationalrat be­

schlossen werden. Eine isolierte Beschlußfassung über die ange­

führten Punkte im Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz müßte ab­

gelehnt werden. 

Die übrigen Bestimmungen des Novellenentwurfes sind Ände­

rungen, die ausschließlich das Lebensmittelbewirtsch~Ftun~sge­

S8tz betreffen und wegen Änderungen in anderen Rechtsbereichen 

(z.B. Bundesministeriengesetz, Marktordnungsgesetz) erforder­

lich sind. 

Eine erste Recherche ergab, daß die EG keine entsprechende 

Regelung für eine Krisenvorsorge hat. 

Im Hinblick auf die im Art.I enthaltene notwendige er­

gänzende Kompetenzübertragung auf den Bund wird auf das im 

Bundesrat erforderliche besondere Präsenz- und Zustimmungs­

erfordernis nach Art.44 Abs.2 B-VG verwiesen. 

Besonderer Teil: 

Zu Art.I und III: 

In Art.I ist - wie bisher - die für die Verlängerung not­

wendige Kompetenzbestimmung, eine Ermächtigung für die un­

mittelbare Bundesvollziehung sowie die Mitbefassung des Haupt­

ausschusses des Nationalrates (Alternative: des ständigen 

Unterausschusses des Nationalrates) enthalten. 

Der Alternativvorschlag für eine Befassung des ständigen 

Unterausschusses des Nationalr~tes anstelle des Hauptaus­

schusses basiert auf der Uberlegung, daß der ständige Unteraus­

schuß jederzeit einberufen werden und rascher agieren kann. 

Dies ist für eine umgehende Ergreifung von Lenkungsmaßnahmen 

von großer Bedeutung. 
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Die bisher in Art.III enthaltenen Inkrafttretens- und Voll­

zugsbestimmungen für Art.I werden wegen des hiefür auch erfor­

derlichen Verfassungsranges in Art.I vorgezogen. 

Art.III enthält daher lediglich die Inkrafttretens- und die 

Vollzugsbestimmungen für die in Art.II enthaltenen einfachge­

setzlichen Vorschriften. 

Zu Art.II Z 1 (§§ 1 und 2) 

z u § 1: 

Im Zuge der Anpassungsbestrebungen ist es erforderlich, im 

Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz die Ermächtigung zur Erlas­

sung von Lenkungsverordnungen - so wie im geltenden Versor­

gungssicherungsgesetz vorgezeigt - näher zu determinieren. An­

stelle der Ubernahme der bisherigen Formulierung des § I des 

Versorgungssicherungsgesetzes wird die Bestimmung sprachlich 

neu formuliert und damit vor allem eine Trennung zwischen Er­

mächtigungsvoraussetzungen und Zielvorgabe vorgenommen. Die 

neue Zielbestimmung wird in zwei Punkten gegenüber dem bis­

herigen Text des Versorgungssicherungsgesetzes näher präzi­

siert. Die Lenkungsmaßnahmen haben nunmehr die Sicherung einer 

ausreichenden Versorgung zum Ziel. In diesem Wortlaut 

entspricht dies dem Auftrag des Landesverteidigungsplanes. 

Anstelle der bisherigen Formulierung ·ungestörte Produktion· 

soll es daher nun ·ungestörte Erzeugung und Verteilung· heißen, 

da sich auch der neu formulierte § 2 (Aufzählung der Lenkungs­

maßnahmen) mit der Verteilung befaßt. Der Warenkatalog des § 1 

wird ohne inhaltliche Veränderung im Abs.3 angeführt, die Abs.4 

und 5 entsprechen den bisherigen Abs.2 und 3. 
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Z u § 2: 

§ 2 wird ebenfalls an die Formulierung des Versorgungs­

sicherungsgesetzes angepaßt, wobei jedoch die Bedachtnahme auf 

die gesamtwirtschaftlich zweckmäßigste Nutzung der Waren - wie 

im Novellenentwurf zum Versorgungssicherungsgesetzes - in die 

Zielbestimmung des § 1 Abs.2 aufgenommen wird. 

Zu Art.II Z 2 (§§ 5 und 6) 

Zu § 5: 

Wie die Erfahrungen bei dem Reaktorunglück in Tschernobyl 

gezeigt haben, sind die Bestimmungen im Mediengesetz bzw. im 

Rundfunkgesetz nicht ausreichend, um in einem Krisen- bzw. 

Katastrophenfall außerhalb von militärischer Landesverteidigung 

oder Zivilschutz zu erwirken, daß einschlägige Verordnungen in 

der von den anordnenden zuständigen Behörden gewünschten Form 

verlautbart werden. Daher werden jene Bestimmungen der Wirt­

schaftslenkungsgesetze ergänzt, die sich mit der Kundmachung 

von Verordnungen befassen. 

Abs.l wird sinngemäß an die Diktion des Mediengesetzes an­

gepaßt, in dem von -periodischen Medienwerken- die Rede ist, 

der Ausdruck -Tageszeitungen- aber nicht verwendet wird. 

Abs.2 wird neu in das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 

aufgenommen mit der Begründung, daß § 5 Abs.2 des Rundfunkge­

setzes eine Reihe unbestimmter Gesetzesbegriffe wie etwa -Auf­

rufe-, -notwendig und zweckentsprechend-, -Sendezeit zur Verfü­

gung stellen- usw. beinhaltet, die im Krisenfall zu Auslegungs­

schwierigkeiten führen könnten und auch geführt haben. Die Ver­

lautbarungspflicht wird daher in den drei Wirtschaftslenkungs­

gesetzen eindeutig geregelt. 
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In Abs.3 wird eine entsprechende Regelung auch zur Ver­

pflichtung der ~edien in die Wirtschaftslenkungsgesetze aufge­

nommen. Abweichend vom Mediengesetz wird die nachträgliche Ver­

gütung des üblichen Einschaltungsentgeltes vorgesehen, da im 

~risenfall rasch gehandelt werden muß. 

Abs.4 entspricht dem bisherigen Abs.2, wobei die Organbe­

zeichnung (Bundesminister) richtiggestellt wird. 

Zu § 6: 

Die Lebensmittelbewirtschaftungsausschilsse (ein Bundes-

und neun Landesausschüsse) sollen im Zuge der Bestrebungen zur 

Anpassung der Wirtschaftslenkungsgesetze neu eingerichtet wer­

den. Diesen Ausschüssen kommt vor allem vor Erlassung und Auf­

hebung von Verordnungen sowie auch bei der Verordnungsbegutach­

tung, bei der Beratung und Empfehlung von anderen Vollzugsmaß­

nahmen sowie in Fragen der vorbeugenden Versorgungssicherung 

Bedeutung zu. Die Zusammensetzung der Lebensmittelbewirtschaf­

tungsausschüsse trägt dazu bei, daß für Maßnahmen in Krisen­

zeiten ein breiter Konsens im Zusammenwirken mit den Bundesmi­

nisterien, Ländern und Interessensvertretungen gefunden werden 

kann. Die Ausschüsse berücksichtigen durch Einba~iehung der 

Länder die bundesstaatliche Struktur österreichs. Darüber hin­

aus ist durch die Mitgliedschaft je eines Vertreters der Bun­

desminister für Land- und Forstwirtschaft, für wirtschaftliche 

Angelegenheiten, für Inneres und für Landesverteidigung in den 

jeweiligen Landes-Lebensmittelbewirtscha~tungsausschüssen vor 

allem die Möglichkeit zur Erfüllung von Koordinationsaufgaben 

gegeben. Dem Landeshauptmann steht es aber frei, neben den aus­

drücklich angeführten Stellen auch weitere Mitglieder in den 

Landes-Lebensmittelbewirtschaftungsausschuß zu berufen. Darüber 

hinaus wird die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern der 

Ausschüsse, der Kostenersatz (Barauslagen) sowie die Beiziehung 

von Sachverständigen näher geregelt. 
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Zu Art.II Z 3 (§ 6a) 

§ 6a enthält ergänzende Vorschriften für die vorgenannten 

Ausschüsse betreffend die Führung des Vorsitzes, die 3eschluß­

fassung, die Beschlußfähigkeit sowie die Erlassung und den In­

halt einer Geschäftsordnung. 

Zu Art.:I Z 4 (§§ 8 und 9): 

Zu § 8 

Abs.l gibt die bereits im bisherigen Lebensmittelbewirt­

schaftungsgesetz bestehende allgemeine Auskunftsverpflichtung 

wieder (siehe auch bisherigen § 8 Abs.l). Die in den Abs.2 bis 

4 enthaltenen Melde- und Auskunftspflichten der betroffenen 

Wirtschaftsbetriebe sowie die behördlichen Kontrollmöglich­

keiten dieser Pflichten werden im Lebensmittelbewirtschaftungs­

gesetz sowie auch im Versorgungssicherungs- und Energielen­

kungsgesetz vereinheitlicht, wobei sich die vorliegende Formu­

lierung an jener des Versorgungssicherungsgesetzes ausrichtet, 

das schon bisher die vollständigste Aufzählung'der Pflichten 

und die genaueste Determinierung enthält. 

Z u § 9: 

Durch die Möglichkeit, die Landeshauptmänner mit der Durch­

führung von Lenkungsmaßnahmen zu beauftragen, sollen Lenkungs­

maßnahmen möglichst differenziert ergriffen werden können. Es 

wird dadurch die Möglichkeit eröffnet, für kleinräumige Situa­

tionen weniger aufwendige und dennoch zielkonforme Maßnahmen zu 

setzen. AUßerdem kann dadurch die vorhandene Kapazität an 

Wissen, Erfahrung, Personal und Vertrautheit mit den örtlichen 

umständen und anderen für die Lösung solcher Aufgaben bedeu­

tungsvollen Faktoren in den einzelnen Ländern auch bei inten­

siven und großräumigen Versorgungsstörungen besser genutzt 
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werden. Die Dezentralisierung kann schließlich vielleicht auch 

die einzige Möglichkeit sein, um einer eventuell sehr unüber­

sichtlichen Lage im Gefolge des Eintrittes eines Verteidigungs­

falles im Sinne der Verteidigungsdoktrin begegnen zu können. 

Zur Beauftragung wird angemerkt, daß durch diese Ubertra­

gung der zcständi~keit zwar kein Instanzenzug zwischen beauf­

tragtem unQ auftraggebendem Organ entsteht, jedoch das Wei­

sungsrecht des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft 

gegenüber den Landeshauptmännern nicht berührt wird. 

In Abs.3 wird neben der bereits bestehenden Möglichkeit der 

Heranziehung von Milchwirtschaftsfonds und Getreidewirtschafts­

fonds auch die Möglichkeit der Heranziehung der Vieh- und 

Fleischkommission geschaffen. Die Zitierung des Marktordnungs­

gesetzes wurde an die Fassung der Wiederverlautbarung 1985 an­

gepaßt. 

Zu Art.II Z 5 (S 10 Abs.3) 

Durch die geänderte Formulierung soll lediglich das Zitat 

der anwendbaren Bestimmungen des Marktordnungsgesetzes konkre­

tisiert und das Zitat des MOG an die aktuelle Fassung angepaßt 

werden. 

Zu Art.II Z 6 (S 11) 

Die Strafbestimmungen einschließlich der Regelung des Ver­

falles von Waren sind in den drei Wirtschaftslenkungsgesetzen 

unterschiedlich geregelt. Das betrifft vor allem den Straf­

rahmen, die Einbeziehung des Versuches, die Möglichkeit der 

Verhängung von Freiheitsstrafen und den Verfall von Waren. Die 

angestrebte Vereinheitlichung der drei Gesetze bedingt die hier 

vorgesehenen Änderungen. Im übrigen wurde die Möglichkeit der 

kumulativen Verhängung auch einer Primärarreststrafe beseitigt, 
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wodurch eine wesentliche Anpassung an die Europäische Menschen­

rechtskonvention erfolgte. Der Strafrahmen wurde einheitlich 

auf höchstens eine Million Schilling angehoben. 

Abs.4 beinhaltet die Sanktion für die ebenfalls neuen Be­

stimmungen des § 5 Abs.2 und 3 betreffend die Verlautbarung von 

Verordnungen durch ~en österreichischen Rundfunk und bestimmte 

periodische M~dtenwerke •• 

Zu Art.II Z 7 (§ 13) 

§ 13 enthält die Verschwiegenheitspflicht für die Mit­

glieder der neu eingerichteten Lebensmittelbewirtschaftungsaus­

schüsse sowie die notwendigerweise damit zusammenhängende 

Strafbestimmung. 

Zu Art.II Z 8 (§ 14) 

Abs.l enthält die befristete Verlängerung bis 30.Juni 1992. 

Abs.2 enthält die auf Grund des Bundesministeriengesetzes 

in der Fassung der Novelle 1987 notwendigen Anpassungen sowie 

die auf Grund der Änderungen des Lebensmittelbewirtschaftungs­

gesetzes erforderlichen Ergänzungen. 
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Geltende Fassung 

S t. 
,,(1) Der Bundesminister fUr Land- und Forst­

wiruchaft kann im Falle einer drohenden oder 
bereits eingetretenen Störung der Versorgung der 
Bevölkerung durch Verordnung hinsichtlich fol­
gender Waren unbedingt erforderliche Lenkungs­
maßnahmen anordnen: 

1. Lebensmittel, 
2. landwiruchaftliche Erzeugnisse und Tiere, 

die fUr die Gewinnung von Lebensmitteln 
geeignet sind, 

3. Dungemittel, 
4. Pflanzenschutzmittel, 
5. Futtermittel und 
6. Saat- und Pflanzgut. 

TEX T G E GEN U B E R S TEL L U N G 

Vorgeschlagener Text 

1. Dle 55 1 und 2 lauten: 

·5 1. (lI Der Bundesminister fUr Land- und Forstwirtschaft 

kann durch Verordnung fUr die in Abs.l genannten Waren im Falle 

elner unmittelber drohenden Stc.ung der Versorgung oder zur 

Behebung elner bereits eingetretenen Störung unbedingt erfor­

derliche LenkungsmaBnahmen anordnen, sofern diese St5rungen 

1. keine saisonale Verkn~ppungserscheinung darstellen und 

2. durch .arktkonforme ~~~nahmen nicht, nicht rechtzeitig 

oder nur .it unvet~51t~ismiDigen Mitteln abgewendet 

oder behoben werd~~ ~Snnen. 

(2ILenkung •• aanahmen 9~m1B 's 2 haben zum Zi.l, .in. unge­

.tarte Erzeugung und V.rteilung von Waren aufrecht zu erhalten 

oder wieder herzustell.n, um die g •••• te Bevölkerung und son­

.tige Bedarfstriger, ein.chliealich jener der militirischen 

Lande.verteidigung, .u.reich.nd zu ver.orgen. Bi.bei ist sowoh) 

auf die gesamtwirtschaftlich zweckmlaigste Nutzung der Waren 

al. auch auf bestehende völkerrechtliche Verpflichtungen Be­

dacht zu nehmen. 

(lI FUr folgende Waren können LenkungsmaBnahmen ergriffen 

werd.n: 

1. Leben.mitteI, 

2. landwirt.chaftliche Erzeugnisse und Tier., die für die 

Gewinnung von Lebens.itteln geeignet .ind, 

3. DUngemittel, 

4. Pflanzenschutzmittel, 

5. Futtermittel und 

6. Saat- und Pflanzgut. 
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Geltende Fassung 

;.~) 

(2) Waren, die fUr Zwecke der militärischen Lan­
desveneidigung vorrätig gehalten werden, dorfen 

t entzogen werden. 

(3) Waren, die aus dem Ausland durm karita­
tive Hilfsaktionen eingeführt und dem karitati­
ven Zweck zugeführt werden, unterliegen nimt 
der Bewirtsmaftung auf Grund dieses Bundes­
gesetzes. 

§ 2. Die Lenkung gemäß § 1 besteht 
in folgendem: 

1. Die landwirtsmafdimen Erzeugnisse sind 
von den Erzeugern gegen Vergütung abzuliefern, 
und zwar entweder 

a) mit bestimmten Kontingenten, die nam 
dem Ausmaß der mit bewirtschafteten Er­
zeugnissen bestellten Kultudlämen, nach 
der Anzahl des Viehs oder nam anderen 
Merkmalen festgesetzt werden, oder 

b) zur Gänze, soweit sie nimt für den Eigen­
verbraum, die Viehaufzumt im eigenen Be­
trieb oder für Anbau und Pflanzung ver­
wendet werden dürfen. 

2. a) Die Ablieferung hat an bestimmte be­
fugte Aufkäufer zu erfolgen. 

b) die Ware ist von diesen an besonders zu 
bestimmende Verteilerstellen anzudienen. 

3. Die Lager- und Vorratshaltung, die Fest­
stellung von Vorräten sowie die Erstattung von 
Meldungen hat nach Maßgabe besonderer Vor­
schriften zu erfolgen. Die Lagerung hat so zu 
erfolgen, daß jeder Verderb hintangehalten wird. 

- 2 - Vorgeschlagener Text 

(4) Waren, die tUr Zwecke der .ilitirischen Landesverteidi­

gung vorrltig gehalten werden, dUrten diesen Zwecken nicht ent-

zogen werden. 

(5) Waren, die aus de. Ausland durch karitative Hilfsak­

tionen eingeführt und de. karttativen Zweck zugefahrt werden, 

unterliegen nicht der Bewirtschaftung auf Grund dieses Bundes­

gesetzes. 

S 2. Lenkungs.a8nsh.en sind 

1. Gebote, Verbote und dlo ~~Drdnung von Bewilligungs­

pflichten hinsichtlieb d~t Produktion, des Trans­

portes, der Lagerung, ~er Verteilung, der Abgabe, des 

Bezuges, der Ein- und ~u~fchr sowie der Verwendung von 

Waren, 

2. 

3. 

Anweisungen an Besitzer oder andere VerfUgungsberech­

tigte von Transport-, Lager- und Verteilungsein­

richtungen fOr ge.IB I I gelenkte Waren, 

des Verbot des gewerblichen Verkaufes der gemlB Z 

gelenkten Waren .it Ausnah.e von leichtverderblichen 

Lebens.itteln des tlglichen Bedarfes auf die Dauer von 

bis zu 48 Stunden. In diese Friat sind leitriume, die 

auf einen Sonntag oder gesetzlichen Feiertsg tallen, 

nicht einzurechnen." 
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Geltende Fassung 

... 
"Die Waren sind derart' zu bearbeiten, zu ver­
arbeiten und zu verwenden, daß der größt­
mögliche ernährungswirtschaftliche Erfolg ein-

• .e •• 

können insbesondere Vorschriften über Vermah­
lung von Getreide oder Hülsenfrüdtten. Herstd­
lung von Erzeugnissen aus Getreide oder Hülsen­
früchten, Herstellung von Brot, Backwaren sowie 
Teigwaren, Fleischwaren, Milcherzeugnissen. Kar­
toffel- und Gartenbauerzeugnissen, Zuckerrüben­
erzeugnissen und anderen Erzeugnissen erlassen 
werden. Ferner können den Verarbeitungsbeuie­
ben Abnahme-, Verarbeitungs- und Lieferungs­
pflidtten sowie die· Verpflidttung zur Führung 
besonderer Aufzeichnungen auferlegt werden. 

5. Soweit es für bestimmte Waren angeordnet 
wird, dürfen diese 

a) nur unter Einhaltung besonderer Trans­
portvorschriften und 

b) nur über bestimmte Gruppen befugter Ver­
teiler sowie 

c) nur unter Einhaltung besonderer Bestim­
mungen über Kennzeichnung und Beschaf­
fenheit (Gütevorschriften) in Verkehr ge­
setzt werden. 

Bei Schlachtvieh können nähere Bestimmungen 
über Schlachtwertklassen getroffen werden. 

6. Soweit es durch besondere Vorschriften 
angeordnet wird, kann 

a) die Abgabe von Waren und der Bezug von 
Waren an eine Bezugscheinpflidtt gebunden 
und 

"b) die Lenkung von Waren unter Berück­
sichtigung des örtlichen Bedarfes bis zu 
den Kleinverteilern erfolgen sowie 

c) der Eigenverbrauch der Erzeuger Rege­
lungen unterworfen werden." 

- 3 -
V.rgeschlagener Text 
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Geltende Fassung 

,,7~' Für Waren können zum Ausgleich von 
Preisdifferenzen Ausgleichsbeiträge vorgeschrieben 
und gewährt werden, sofern sie 

a) auf Verschiedenheiten der TransDort- oder 
Produktionskosten oder 

b) der Inlandpreise gegenüber den Ausland­
preisen zucüdl.zuführen sind. 

,,8~ Es kann bestimmt werden, daß Erzeuger 
bestimmter Gebiete an bestimmte Be- und Ver­
arbeitungsbetriebe zu liefern und bestimmte Be­
und Verarbeitungsbetriebe aus bestimmten Er­
zeugungsgebieten zu beziehen verpflichtet sind. 

,,9. Der gewerbliche Verkauf der im § 1 Abs. I 
genannten Waren mit Ausnahme von leichtverderb­
lichen Lebensmitteln des täglichen Bedarfes kann 
auf die Dauer von .. 8 Stunden untersagt werden. In 
diese Frist werden Zeiträume, die auf einen Sonn­
tag oder einen ges~tzlichen f-eienag fallen, nicht 
eingerechnet ... 

"§ 5. 
,,(1) Die Verordnungen nach diesem Bundesge­

setz sind im ,Amtsblatt z~r Wiener Zeitung' kund­
zumachen und treten mit ihrer Kundmachung in 
Kraft, sofern nicht ein späterer Zeitpunkt für das 
Inkrafttreten bestimmt wird. Ist eine Kundmachung 
im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung' nicht oder nicht 
zeitgerecht möglich, ist die Verordnung in anderer 
geeigneter Weise - insbesondere durch Rundfunk 
oder sonstige akustische Mittel oder Veröffendi­
chung in einer oder mehreren Tageszeitungen 
kundzumachen." 

4 Vorgeschlagener Text 

2. Die 55 5 und 6 lauten: 

"S 5. (1) Verordnungen nach diesem Bundesgesetz sind im 

"Amtsblatt zur Miener Zeitung" kundzumachen und treten mit Be­

ginn des Tages der lund~achung in lraft, sofern nicht ein 

spiterer Zeitpunkt rOr. ~~S Inkrafttreten bestimmt wird. Ist 

eine lundmachung im "Amtsblatt zur Miener Zeitung" nicht oder 

nicht leitgerecht möglich, ist die Verordnung in anderer geeig­

neter Weise - insbesondere durch Rundfunk oder sonstige aku­

stische Kittel oder Veröffentlichung in einem oder mehreren 

periodischen Medienwerken, die Anzeigen veröffentlichen, Insbe­

sondere In Tageszeitungen - kundzu.achen. 
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Geltende Fassung 

(2) Bei Maßnahmen gemäß S 4 dieses Bundes­
gesetzes hat das Bundesministerium für Land­
und Forstwirtsduft das Einvernehmen mit derr 
Bundesministerium für Finanzen herzustellen." 

- 5 - Vorgeschlagener Text 

(2) Onb.schadet Abs.l bat der O.t.rr.lcbi.che Rundfunk Ver­

ordnungen nacb dl •••• Bundesg •• etz .amt all.nfalls notw.ndlgen 

Brlauterungen auf Verlang.n der zustandlgen Behörde Im g.s •• t.n 

e 

r.ssung unv.rzüglich und kostenlos zu verlautbaren. 

(1) Onb.schad.t Abs.l haben periodisch. M.dienwerke, die 

Anz.lgen veröffentllch.n, Verordnung.n nach diese. Bund.sgesetz 

samt allenfalls notwendigen Erlluterungen auf Verlang.n d.r 

zustindlgen Behörd. In der von ihr vorgegeben.n rassung nach 

Ma8gabe d.r technischen MÖglic~.iten umg.hend in der gesamt.n 

od.r der_von der Behörde gewOnschten Ausgabe g.gen nachtrIg­

liche Vergütung des Oblichen Iinschaltung.entgelt.s zu veröf­

fentlic_en. 

(~) Bei Maßnab.en ge.18 5 4 h.t der Bundesmlnlst.r für 

Land- und Forstwlrtschsft das Iinverneh.en alt de. Bundes.ini­

ster für rinanz.n herzustellen. 

·JF 
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Geltende Fassung 6 

I I 

• 

Vorgeschlagener Text 

s ~. (1) Zur B.gut.chtung von Verordnungen, zur B.r.tung 

und E.pfehlung von .nderen Vollzug ••• sn.haen .owl. zur B.r.tung 

in ~r.gen d.r vorb.ug.~den Ver.orgung •• ich.rung fUr di. ia S 1 

Ab •• 3 g.n.nnt.n W.ren h.t .ich 

1. 

2. 

der Bund ••• ini.ter fOr L.nd- und Porstwlrt.ch.ft .ine. 

Bund •• -Leb.n •• ittelb.wirt.ch.ftung •• usschu •••• und 

der jeweilig. L.ndesh.upt •• nn eines L.nde.-Lebens­

.ittelbewirtsch.ftung •• u •• chu.s.s 

zu bedien.n. 

(2) D •• Bund •• -Leben •• ittelbewirt.ch.ftungs.u.schus h.b.n 

.1. Mitglieder .nzug.haren: 

1. j. zwei V.rtreter des Bund •• k.nzlers und des Bundesmi­

ni.ter. fOr L.nd- und Porstwirt.ch.ft .owie je ein 

Vertr.t.r d.r Bund.s.ini.t.r fOr .uswirtig. Angelegen­

h.it.n, fUr wirt.ch.ftliche Angelegenheit.n, fOr Ar­

beit und Sozl.l •• , fOr Pin.nz.n, fOr Inner.s, fUr L.n­

d •• v.rt.idigung und fOr·6ff.ntlich. Wirtsch.ft und 

V.rkehr, 

2. j. zw.i V.rtr.t.r d.r Prisid.ntenkonfer.nz der Land­

wirt.ch.ft.k •••• rn Ost.rreichs, d.s Ost.rrelchisch.n 

Arb.it.rk ••• ert.g.s. d.r Bund.sk ••• er der gewerbllch.n 

Wirt.ch.ft und d •• Ost.rr.ichi.chen Gewerk.chaftsbun­

d ••• 

3: .. j •• in Vertr.ter jCl<1',. Bund •• land ••• 

(3) D •• L.nde.-L.bens.ltt~lb.wlrt.ch.ftung •• u •• chuS hab.n 

.1. Mitgll.d.r j.d.nf.ll •• n2u~.har.n: 

1. j •• in V.rtreter d.r Bunde •• ini.t.r fOr L.nd- und 

Por.twirt.ch.ft. f~~ ulrt.ch.ftlich. Ang.l.g.nh.iten, 

rOr Inn.re. und fOr!~'nd •• v.rt.idigung. 

2: .j •• in V.rtr.t.r.','!.>:: .l .• ndwirt.ch.ft.k •••• r. d.r K .... m.r 

fOr Arbeit.r und ~n9~at.llt •• d.r K •••• r d.r g.w.rb­

lichen Wirt.ch.ft oowie d •• O.t.rr.ichl.ch.n Gewerk­

.ch.ft.bund •• ln dem jew.l1lg.n L.nd • 
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Geltende Fassung 
- 1 

;.;") 

Vorgeschlagener Text " 

(.) rOr j.d •• Mitglied i.t .in Br.atzmitgli.d zu b •• t.ll.n. 

Di. V.rtret.r d •• Bund •• kanzl.r. und der.n Br.atzmitgli.d.r 

.ind durch d.n Bunde.kanzler, di. V.rtr.ter der Bund •• mini.ter 

und deren Brsatzmitglieder sind j.weil. durch den .nt •• ndenden 

Bund •• mini.ter zu b~.tellen und zu .ntla •• en. Die im Ab •• 2 Z 2 

und Ab •• 3 Z 2 genannten ~itgli.d.r (Br.atzmitgli.d.r' .ind von 

d.r j.w.iIs .ntsendend.n Int.r •••• nv.rtretung, di. im Ab •• 2 Z 3 

g.nannten Mitglieder (Er.atzmitgli.d.r' .ind durch d.n zustän­

dig.n Landeshauptmann namhatt zu machen. Di. Mitgli.der (Er­

.atzmitglieder' n.ch Ab •• 2 Z 2 und Z 1 sind vom Bunde.minister 

fOr Land- und ror.twirtschatt und j.n. nach Abs.3 Z 2 vom je­

w.iligen Land •• h.uptmann zu be.t.llen und zu .ntla.sen. Di. 

Mitglieder (Br.atzmitglied.r) gemlB Ab •• 2 und 1 Ob.n ihre 

runktipn ehrena.tlich aus. 

(5' Di. im Abs.2 Z 2 und Ab •• 3 Z 2 g.nannt.n Mitgli.der 

(Br.atzmitgli.d.r, haben Anspruch auf Brsatz der ihnen .u. 

ihrer Tltigkeit im j.w.ilig.n Au •• chuB .rwach •• nden Baraus­

l.gen. 

(6' AuB.r d.n in d.n Abs.2 und 3 g.nannt.n Mitgli.dern (Er­

.atz.itgli.d.rnl könn.n mit Zu.timmung de. Vor.itz.nd.n weiter. 

P.r.onen Al. Sachv.r.tlndig. an den Sitzung.n des jeweiligen 

Au •• chu •••• teilnehm.n." 

3; Nach S 6 wir~ folg.nd.r S 'a .ingefOgt: 

·s 6a. (I' Den Vor.itz tOhrt 

1. im Bund •• -Leben.mittelbewirt.chaftungsau8schuB der 

Bund ••• ini8t.r fU! Land- und ror8twirt8chaft und 

2. im jeweilig.n Lande.-L.b.n8.itt.lbewirt8chaftung8aus­

.chuB d.r zustlndl~e Land •• haupt.ann. 

Der Bund •• miniat.r fOr L~nd- und Porstwirt.chaft bzw. der Lan­

d •• haupt.ann können sich t~b~i durch .inen Beamten des Bundes­

mini.t.rium. fOr Land- U~{ por.twirt8chatt bzw. des Amtes der 

Land •• r.gi.rung v.rtrot~n l.a.en. 
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Geltende Fassung 8 

I I , 

Vorgeschlagener Text 

(2' Di. Au •• chO •• e nach S 6 Ab •• 2 und 3 hab.n ihr. G.­

.chlft.ordnung mit einf.ch.r Mehrh.it zu be.chli.B.n. Di. G.­

.chlft.ordnung hat di. Tltigk.it d •• j.w.iligen Au •• chu •••• 

möglichst aw.ckmäBig au regeln und vorzu •• hen, daB die B.­

.chluBflhigkeit nach ordnung.gemlBer Ladung d.r Mitglied.r 

unter Bekanntgabe der Tag.sordnung gegeben i.t, wenn .ind •• t.n. 

ZW.i Drittel d.r Mitgli.der (Er.atzmitgli.d.r) anwe •• nd sind. 

Sollt. j.doch zu Beginn der Sitzung die .rforderliche Anzahl 

der Mitgli.d.r (Er •• tzmitglieder' nicht anw.send •• in, .0 h.t 

d.r jew.ilig. Au •• chuB .in. Stunde n.ch dem in der Einladung 

g.nannt.n T.rmin n.u.rlich zu.ammenzutr.ten und di. Tag.aord­

nung ohne RUck.icht auf di. lahl d.r anw •• end.n Mitgli.der (Er­

.atzmitglieder' zu behandeln. 

(3' Di. Ge.chlft.ordnung hat weiter. vorzus.hen, daB in 

jen.n Plll.n, in den.n .ich di. anw •• enden Mitglieder (Er.atz­

.itgli.d.r' nicht auf .ine .inheitliche Stellungnahme .inlgen, 

die Stellungnahmen all.r anwe.enden Mitglieder (Ers.tzmit­

gli.d.r' im Sitzung.protokoll wi.derzug.b.n .lnd. 

(4' Die G •• chlftaordnung d •• Bunde.-Lebenamitt.lbewirt­

.chaftung.au •• chu •••• bedarf der luatimmung dea Bundeamini.ter. 

fUr Land- und Por.twirtachaft und die Geschlftaordnung d •• je­

v.ilig.n L.nd •• -L.b.n •• itt.lb.wirt.ch.ftung.au •• chu •••• d.r Zu­

.ti •• ung d •• Land •• hauptmann ••• Di. G.n.hmigung i.t zu er­

teil.n, wenn di. Ge.chlrt.ordnung d.n Vorau •• atzung.n dar Ab •• 2 

und 3 .nt.pricht. 
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Geltende Fassung 

S 8. (1) Jedermann ist verpflichtet, den mit der 
Le n ku ng befaßten Behörden auf Verlan-

gen .jene Nachweisungen und Awkünfte zu er­
teilen, die zur Durchführung der Lenkungs-

...... maßnahmen erforderlich sind, und nach 
Maßgabe der zu erlassenden Vorschriften bei der 
Durchführung der Le nk u ng s.vorschriften 
rni tzuwirken. 

(2) Die Inhaber von Betrieben, die die n~ch 
diesem Bundesgesetz bewirtschafteten Waren er­
zeugen, be- und verarbeiten, mit ihnen Handel 
treiben oder sie sonst verteilen und transpor­
tieren, sind überdies verpflichtet, den mit der 
Durchführung dieses Bundesgesetzes sowie der 
auf Grund dieses Bundesgesetzes ergangenen Ver­
ordnungen befaßten Behörden und Stellen über 
die maßgeblichen Betriebsverhältnisse, insbeson­
dere über Warenumsatz und Warenstand Aus­
kunft zu geben und deren entsprechend awge­
wiesenen Organen die Besichtigung und Prüfung 
der Betriebe sowie die Einsichtnahme in die 
Wirtschafts- und Geschäfuaufzeichnungen zu ge­
statten. 

- 9 - Vorgeschlagener Text 

4. Die 55 8 und 9 lauten: 

"5 8. (1) Jederaann ist verpflichtet, den ait der Lenkung 

befa8ten Behörden auf Verlangen jene Nachweis' zu erbringen und 

jene Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung der Lenkungs­

aaBnahmen erforderlich sind, und nach MaBgabe der zu erlassen­

den Vorschriften bei der Durchführung der Lenkungsvorschriften 

aitzuwirken. 

(2) Die Inhaber von Betrieben, die die nach diesem Bundes­

ge.etz bewirtschafteten Waren erzeugen, be- und verarbeiten, 

.erbrauchen, lagern, für sich oder andere verwahren oder damit 

bandeln, sind überdies verpflichtet, Meldungen Ober den Bedarf, 

die Erzeugung, Bearbeitung, Verarbeitung, den Verbrauch, den 

lu- und Abgang und den Lagerbestand von bewirtschafteten Waren 

zu erstatten sowie die für die Vollziehung dieses Bundesge­

setzes notwendigen Auskünfte Ober Betriebsverhlltnisse zu er­

tellen. 

(3) Die ait der Vollziehung dieses Bundesgeaetzes befaßten 

.eb6rden und Stellen können durch gehörig legitimierte Organe 

dle gealB Abs.2 zu erteilenden Meldungen und AuskUnfte Überprü­

fen lassen und, sofern die Meldepflichtigen die Meldungen trotz 

ausdrücklicher Adfforderung nicht rechtzeitig abgegeben haben, 

diese an Ort und Stelle auf Kosten de. Meldepflichtigen erstel-

len lassen. 
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Geltende Fassung 

S 9.,,{t) Das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft kann die ihm gemäß S 5 zu­
stehenden Befugnisse auf nachgeordnete Behörden 
übcrtragen.~~ 

10 - Vor~e8chlagener Text 

141 Diesen Organen ist jederzeit Zutritt zu den Betriebs­

stätten und Lagerräumen und die Einsichtnahme in jene Betriebs­

bereiche und Aufzeichnungen zu gewähren, deren lenntnis fUr die 

Durchführung der LenkungsmaBnahmen unbedingt erforderlich ist. 

Den Organen ist jede für die Uberprüfung erforderliche Auskunft 

zu erteilen. 

ksnn 

5 9. 111 Der Bundesminister fUr Land- und Forstwirtschaft 

1. aofern eine Störung der Versorgung nur Teile des Bun­

desgebietes bedroht oder betrifft und eine solche Stö­

rung dadurch besser abgewendet oder behoben werden 

kann, die Landeshauptmlnner jener LInder, in denen die 

von dieser Störung der Versorgung bedrohten oder be­

troffenen Teile des B~ndesgebietes liegen, oder 

2. wenn auf Grund der Art und dea Umfanges der unmittel­

bar drohenden oder bereits eingetretenen Störung der 

Versorgung die bel der Anordnung von LenkungsmaBnahmen 

zu berÜcksichtigenden u.stlnde In Teilen des Bundesge­

bietes verschieden sind oder dies sonst Im Interesse 

der Zweck.IBlgkei~, Raschheit, Einfachheit und Kosten­

ersparnia gelegen ist, die Landeshauptmänner 

durch Verordnung beauftragen, die ihm auf Grund dieses Bundes­

gesetzea zustehenden Befugnisse In Ihrer Gesamtheit, einzeln 

oder in Verbindung miteinander In seine. Namen auszuüben. 

121 Vor Erlassung oder Aufhebung von Verordnungen hat 

1. der Bundes.lnlster für Land- und Forstwlrtechaft den 

Bundes-Lebens.lttelbewlrtschaftungsausschuB 15 6 

Abs. 2), 

2. der Landeshauptmann den Landes-Lebens.lttelbewirt-

schaftungsausschuB 15 6 Abs.3) 

zu hören. Die Anhörung des zuständigen Ausschusses hat bei Ge­

fahr Im Verzug zu entfallen. Er ist jedoch nachträglich unver­

zUglich .It der Angelegenheit zu befassen. 
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Geltende Fassung 

,.(2) Die Durchführung von Verordnungen und 
die Kontrolle ihrer Einhaltung obliegt den Behör­
den der allgemeinen staatlichen Verwaltung sowie 
den Gemeinden im übenragenen Wirkungsbereich. 
Wenn es im Interesse der Zweckmllßigkeit, Rasch­
heit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist, 
kann zur Durchführung von Maßnahmen auf 
Grund dieses Bundesgesetzes hinsichtlich der im 
§ 2 des Marktordnungsgesetzes 1967 genannten 
Waren der Milchwirtschafufonds und hinsichtlich 
der im S 22 des Markoordnungsgesetzes 1967 
genannten Waren der Getreidewinschafufonds 
herangezogen werden." 

.. (3) Im Falle des Abs. 2 unterstehen die dort 
genannten Fonds dem Weisuncs- und Aufsidm­
'remt des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtsmaf t." 

§ 10 

(3) Die Einhebung und 'Einueibung der Kosten­
beiu:lge nach Abs. 2 hat nach den enuprechenden 
Bestimmungen des Marktordnungsgesetzes 1967 
zu erfolgen." 

- 11 Vorgeschlagener Text 

(lI Die Durchfilhrung von ver~~dnungen und die Kontrolle 

Ihrer Einhaltung obliegt den ~ehörden der allgemeinen staat­

lichen Verwaltung sowie de~~em~j~den im ilbertragenen Wirkungs­

bereich. Wenn es im Interesse der zweckmäßigkeit, Raschheit, 

EinfaChheit und Kostenersparnis gelegen ist, kinn zur Durchfilh­

rung von MaBnahmen auf Grund dieses Bundesgesetzes hinsichtlich 

der Im 5 I des Marktordnungsgesetzes 1985, ßGBI.Nr.210, in der 

jeweils geltenden fassung genannten Waren der HilChwirtschafts­

fonds, hinsichtlich der im 5 26 des Marktordnungsgesetzes 1985 

in der jeweilS geltenden Fassung genannten Waren der GetreIde­

wirtschaftsfonds und hinsichtlich der im 5 I des Viehwirt­

schaftsgesetzes 1981, BGBI.Nr.62I, in der jeweils geltenden 

Fassung genannten Waren die Kommission gemäß S 2 Abs.2 des 

VIehwirtschaftsgesetzes 

herangezogen werden • 

1983 in der jewei 19 geltenden fassung 

,.» I. ralle de. Ab •• l unteratehen die dort genannten ronde 

.owte die lo •• l •• lon de. Wel.ung.- und Auf.lcht.recht de. Bun­

d ••• lnl.t.r. fUr Land- und For.twlrt.ehaft." 

5 •• 10 Ab •• l lautet: 

Oll) Die Ilnhebung und Ilntrelbung der Ko.tenbeltrlge nach 

Ab •• Z hat nach den ent.prechenden Beatl •• ungen betreffend dle 

Verwaltung.ko.tenbeltrlge I. Ab.ehnltt C de. M.rktordnung.ge­

•• t.e. 19.5 In der jewall. geltenden F ••• ung zu erfolgen." 
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Geltende Fassung 

S H. übertretungen der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes sowie Zuwiderhandlungen gegen 
die auf Grund dieses Bundesgesetzes ergangenen 

Le n k u ng S maßnahmen werden, sofern nicht 
ein gerichtlich zu ahndender Tatbestand vor­
liegt, von der örtlich zuständigen Bezirksver­
waltungsbehörde (im Amtsbereich einer Bundes­
polizeibehörde von dieser) als Verwaltungsüber­
tretung mit Arrest bis zu drei Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 20.000 S bestraft, auch wenn 
es beim Versuch geblieben ist. Bei erschwerenden 
Umständen können diese Strafen auch neben­
einander verhängt werden. überdies können die 
den Gegenstand der strafbaren Handlung bil­
denden, dem Täter oder einem Mitschuldigen 
gehörigen Sachen oder ihr Erlös für verfallen 
erkJän werden. Auf den Verfall dieser Gegen­
stände kann auch selbständig, wenn keine be­
stimmte Person verfolgt oder bestraft werden 
kann, erkannt werden. 

- 12 - Voreeschlagener Text 

6. I 11 lautet: 

"5 11. 111 Ubertretungen,)Je..< Bestim.ungen diesea Bundesge­

aetzes sowie Zuwiderhandlungen sogen die auf Grund dieaes Bun­

deageaetzes ergangenen Len"'un,' ?';.;:;3nahm~n werden, aofern nicht 

ein gerichtliCh zu ahndenc'o; .""·r')cstand vorliegt, von der Be­

zirksverwsltungsbehörde als v~(waltungsübertretung mit Geld­

strafe bis zu I Million Schil!ing bestrsft, such wenn es bei. 

Versuch geblieben ist. 

121 Bei der Bemessung der Strafe lat die veruraachte Beetn­

trlchtigung de~ Sicherung der Veraorgung zu berücksichtigen. Im 

Falle der Uneinbrlngllchkeit der Geldatrafe 1st eine Braatz­

freiheitastrafe bia zu drei Monaten zu verhingen. 

131 Bei Verwaltungsübertretungen geml8 Abs.l können die den 

Gegenatsnd der strafbaren Handlung bildenden Sachen für ver­

fallen erkllrt werden. Der Wert der fOr verfallen erkllrten 

Sechen darf jedoch nicht höher sein als die verhlngte Geld­

strafe. 

(41 Verletzungen der Veröffentlichungspflicht 

1. nsch 5 5 Aba.2 sind ge.I8 den 55 27 bis 29 des Rund­

funkge.etzes, BGBl. "r.379/l984, In der 1eweil. gel-

tenden Fassung, 

2. nach 5 5 Abs.3 aind '.I ,.Ia 5 46 Abs.4 des Medienge­

.etzes. BGB!. "r.314/l98l. in der 1eweils geltenden 

Fss.ung 

zu ahnden." 
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Geltende Faeeung 13 

I I 

Vorp,eechlagener Text 

7. S 13 lautet: 

"S 13. (1) Die "itglied.~ les Bundes-Lebens.itte1bewirt­

schaftungsausschusses und de~ ~~ndes-Lebens.ittelbewi~t.chat­

tungsausschüsse sowie de~en ~~~~tzmitg1ieder und Sachverstän­

dige dOrfen Tatsachen eowie,~0tchifts- und Betriebsgeheimnisse, 

dis ihnen ausschlieBlich in ';: 'Der Eigenschaft anve~traut wor­

den oder zuginglieh gewo~de, ,_ .d, wihrend der Dauer ihrer Be­

stellung und auch nach ihr~( 8~tlas.ung nicht offenbaren ode~ 

verwerten, wenn die. i. l~te;e~se einer Gebiet.karpe~.chaft 

oder der Parteien geboten iet. 

(2) Soweit die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung att 

st~engerer Strafe bedroht ist, gilt die Strafbestimmung dee 

S 122 des Strafgesetzbuches, BGBI.Mr.60/1974, auch fOr die 

Verletzung der im Ab •• 1 bestim.ten Verechwiegenheitspflicht." 
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Geltende Fassung 

§ u. 
,,( I) Dirsrs Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 

30. Juni 1988 außer Kraft." 

,,(2) Mit der Voll ziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut 

hinsichtlich von Lenkungsmaßnahmen für Dün­
gemittel und Pflanzenschutzmittel und hinsichtlich 
der Vollzirhung des § 2 Z 9 der Bundesminister für 
Land- und ForstwirtSchaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie, 

hinsichtlich des § .. der Bundesminister für Land­
und ForstwirtSchaft im Einvrrnrhmrn mit drm 
Bundesminister für Finanzen, 

hinsichtlich drs § 10 Abs. 1 nach Maßgabe ihrrr 
Zuständigkeit dir Bundesrrgierung bzw. der Bun­
desminister für Finanzen bzw. der Bundesminister 
fUr Justiz im Einvrrnehmen mit dem Bundesmini­
ster fUr Finanzen, 

hinsichtlich des § 12 der Bundesminister für 
Innerrs und 

hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bun­
desminister für Land- und ForstwirtSchaft." 

14 

• 
Vorgeschlagener Text 

8. Nach 5 13 wird folgender 5 14 angefUgt: 

'S 14. (1) Die.es Bundesgesetz tritt .it Ablaut des 30.Juni 

1992 auBer Kraft. 

121 

I; 

2. 

Mit der Vollziehun~ t'eses Bundesgesetzes sind betraut: 

hinsichtlich von L~"~ungs.aBnah.en fUr DOnge.ittel und 

Pflanzenschutzmttt" und hinsichtlich der Vollziehung 

des 5 2 Z 3 der Bundes.inister für Land- und Forst­

wirtschaft i. Ein'~fneh.en .it de. Bundesminister fOr 

wirtschaftliche Angelegenheiten, 

hinsichtlich des! • der Bundesminister fOr Land- und 

Forstwirtschaf- ~ R~nvernehmen ait dem Bundes.inister 

fOr Finanzen, 

3. hinsichtlich ~~s ~ Abs.2 Zider Bundeskanzler bzw. 

nach MaBgabe ihrer Zustlndigkeit die dort genannten 

Bundesminister, 

4. hinsichtliCh des 5 6 Abs.3 I 1 nach MaBgabe ihrer Zu­

stlndigkeit die Bundes.inister fOr Land- und Forst­

wirtschaft, fOr wirtschattliche Angelegenheiten, tOr 

Inneres und fOr Landesverteidigung, 

5. 

6. 

7. 

hinsiChtlich des 5 10 Abs.l nsch MaBgabe ihrer Zustln-

digkeit die Bundesregierung bzw. der Bundesminister 

fOr Finanzen bzw. der Bundes.inister tOr Justiz i. 

Einvernehmen mit dem Bund.s.inister tOr Finanzen, 

hinsichtlich des 5 11 Abs.4 I 1 die nach S 34 des 

Rundfunkgesetzes zustlndigen Bundes.inister, 

hinsichtlich der 55 11 Abs.4 I 2 und 12 der Bundes­

ainister tOr Inneres, 

8. hinsichtlich des 5 13 Abs.2 der Bundesminister fOr 

9. 

Justiz und 

hinSiChtlich der Obrigen Bestimmungen der Bundesmini­

ster fUr Land- und Forstwirtschatt.· 
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